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TRUMPS ZÖLLE 
UND EUROPAS 

BÜROKRATIE

gulierungen insgesamt vereinfacht wer-
den, wovon nicht nur exportierende Un-
ternehmen, sondern alle profitieren wür-
den. Ziel des Deals wäre gemäß dem 
Weißen Haus, europäische Vorschriften 
im Industrie- und Agrarbereich für US-
Unternehmen besser handhabbar zu ma-
chen. Im digitalen Bereich versprechen 
beide Seiten, elektronische Dienstleistun-
gen dauerhaft zollfrei zu halten und neue 
regulatorische Hürden zu vermeiden. So 
könnte der Handel sogar zunehmen, ins-
besondere in gerade aufstrebenden Sek-
toren wie KI.

Unerfüllbare Versprechen
Der Deal enthält allerdings auch Ele-

mente, die widersprüchlich wirken. Die 
USA bestehen weiterhin auf pauschalen 
Zöllen. Die EU verpflichtet sich im Ge-
genzug, über drei Jahre hinweg Energie 
im Wert von 750 Milliarden Dollar aus 
den USA zu importieren und 600 Mil-
liarden Dollar zusätzlich zu investieren. 
Das erinnert an Schutzgeld und ist für 
die EU realistischerweise nicht umsetz-
bar: Die EU-Kommission kann weder 
den Energiehandel zentral steuern noch 
Investitionsströme garantieren. Warum 
also solche Versprechen?

Die Antwort liegt in einer politöko-
nomischen Logik. Die USA bauen in-
tern Vorschriften ab. Klassische Appelle 
an die EU, ihre nichttarifären Handels-
hemmnisse zu senken, sind seit Jahren 
wirkungslos verpufft. Auch die EU-
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Die Handelspolitik von Donald 
Trump gilt als protektionistisch 
und sorgt für Irritationen. Beson-

ders die im neuen „US-EU-Deal“ veran-
kerten US-Zölle von pauschal 15 Pro-
zent – bei Stahl und Aluminium sogar 
50 Prozent – dürften der US-Wirtschaft 
und den US-Konsumenten schaden. Ho-
he Zölle, ein fragmentierter Weltmarkt 
und das Risiko eskalierender Handels-
konflikte sind ökonomisch höchst pro-
blematisch. Zudem ignoriert die US-Re-
gierung ihren Dienstleistungsüberschuss 
und fokussiert allein auf das Defizit im 
Güterhandel. Das Abkommen mit der 
EU wirkt daher abstrus: Warum ein 
Deal, wenn Freihandel doch überlegen 
wäre?

Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse
Vor der jetzigen Trump-Regierung 

war die EU protektionistischer als die 
USA. Laut WTO lag der durchschnitt-
liche EU-Zollsatz auf US-Industriegüter 
bei 4,5 Prozent, bei Agrarprodukten so-
gar bei 14,7 Prozent. Die USA erhoben 
im Gegenzug nur 3,9 Prozent auf Indus-
triegüter aus der EU und 7,5 Prozent auf 
Agrarimporte. Doch Zölle sind nicht al-
les. Nichttarifäre Handelshemmnisse – 
etwa technische Standards oder kom-
plexe Zulassungsverfahren – erschweren 
den internationalen Austausch oft stär-
ker als klassische Zölle. Hier ist die EU 
führend und insofern protektionistischer 
als die USA.

Unstrittig ist: Sowohl die EU als auch 
die USA schöpfen ihr wirtschaftliches 
Potenzial nicht aus. Zuviel Bürokratie, 
viele unnötige Regulierungen und eine 
interventionistische Klimapolitik wirken 
wie versteckte Zölle. Der geplante CO2-
Grenzausgleichsmechanismus der EU 
mit Klimazöllen ab 2026 und umfang-
reichen Dokumentationspflichten ist nur 
ein Beispiel. Solche Barrieren sind häufig 
ideologisch motiviert oder von Lobby-
interessen getrieben. Sie behindern den 
Handel und bremsen das Wachstum des 
Westens. 

Wachstum durch Deregulierung
Die US-Regierung hat den Amerika-

nern mehr Wirtschaftswachstum ver-
sprochen. Die Deregulierung in mehreren 
Politikfeldern – insbesondere in der Kli-
ma- und Energiepolitik – zeigt, wie wich-
tig ihr Wachstum ist. Vor diesem Hin-
tergrund greift die amerikanische Han-
delspolitik einen Ansatz der 1960er- bis 
1990er-Jahre auf: Ersetze nichttarifäre 
Handelshemmnisse durch Zölle, um die-
se anschließend gemeinsam abzubauen.

Zentrale Elemente des neuen US-
EU-Abkommens passen zu diesem An-
satz. Die EU-Zölle auf US-Industriegü-
ter sollen auf null sinken – die US-Zöl-
le hingegen bleiben vorerst bestehen. 
Entscheidender als der Zollabbau ist 
jedoch die geplante Reduktion nichtta-
rifärer Hemmnisse. Gelingen kann das 
nur, wenn bestehende bürokratische Re-

„Warum ein 
Deal, wenn 
Freihandel 

doch 
überlegen 
wäre?“
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W enn es um Innovation geht, 
denken viele an das Silicon 
Valley, SpaceX-Raketen oder 

gläserne Hochhäuser in Singapur. Wer 
hingegen an Bregenz, Konstanz, St. Gal-
len oder Vaduz denkt, hat wahrschein-
lich gerade ein Bodensee-Foto auf einem 
Hotelprospekt gesehen. Und doch liegt 
hier – zwischen Apfelplantagen, Photo-
voltaikmodulen und cleveren Instituten 
an Hochschulen und Universitäten – ei-
ne Zukunftsregion, die sich still und leise 
neu erfindet..

Die Vierländerregion Bodensee ist 
– wie der Name schon sagt – mehr als 
nur eine geografische Einheit mit Schiff-
fahren, Kässpätzle oder Wellness mit Al-
penblick. Sie ist ein Möglichkeitsraum. 
Oder, wie Florence Gaub vielleicht sagen 
würde: eine kleine, plausible Zukunft im 
Werden. Denn was, wenn die Region 
nicht nur ein schönes Reiseziel, sondern 
ein europäisches Zukunftslabor wird?

Kreislauf statt 
Karussell

Stellen wir uns 
für einen Moment 
vor, Innovation 
würde nicht nur in 
Gigabytes, sondern 
auch in Kompost 
gemessen. Nicht 
nur in Börsengän-
gen, sondern in ge-
schlossenen Stoff-
kreisläufen. Willkommen in der Welt der 
Kreislaufwirtschaft. Eine Ökonomie, die 
nicht auf ständigem Wachstum beruht, 
sondern auf Wiederverwendung, Repa-
ratur, Reduktion. 

Denn irgendwo zwischen Liechten-
stein und Lindau entstehen smarte Re-
cyclingmethoden, urbane Holzbaukon-
zepte und textile Innovationen aus Ab-
fallstoffen. Ein leuchtendes Beispiel ist 
das Zürcher Taschenlabel FREITAG, das 
mit gemeinsam mit Hochschulen aus der 
Region Circular Tarp entwickelt hat, ei-
ne LKW-Plane, die vollständig zerlegbar, 
reparierbar und kreislauffähig ist. Aus 
Altem wird Neues – ganz ohne Science-
Fiction.

Natürlich ist nicht alles perfekt. Der 
See, dessen Blau auf Instagram so fried-
lich glitzert, trägt Mikroplastik in sich. 
Und zwischen nachhaltigem Weinbau 
und E-Bike-Boom gibt’s immer noch zu 

viele Autos, zu viel Verpackung, zu viele 
alte Denkweisen. Der ökologische Wan-
del braucht nicht nur neue Technologien, 
sondern neue Routinen. Die größte In-
novation ist vielleicht nicht eine neue 
App, sondern eine andere Haltung: we-
niger Haben, mehr Sein. Weniger „wei-
ter, schneller“, mehr „länger, sinnvoller“.

Wissenschaft als Leuchtturm
Dabei hilft das, was die Region eben-

falls reichlich hat: wissenschaftliches 
Wissen. Zwischen HTWG Konstanz, 
Universität St. Gallen, Universität Zü-
rich, FH Vorarlberg und anderen Institu-
ten besteht eine grenzübergreifende und 
eng vernetzte Wissenslandschaft. Was 
dort geforscht wird, ist nicht nur Stoff 
für Publikationen, sondern Basis für ech-
ten Wandel. Hier werden biologisch ab-
baubare Materialien entwickelt. Lebens-
zyklen von Produkten werden analysiert 
wie früher das Wetter. Klimamodelle si-

mulieren nicht nur 
Risiken, sondern 
auch Chancen und 
Lösungen.

Vielleicht müssen 
wir lernen, wie die 
Natur zu denken: 
vernetzt, zyklisch, 
geduldig. Die Zu-
kunft ist dann nicht 
mehr nur das, was 
irgendwann einmal 
kommt. Sie ist ein 
Möglichkeitsraum, 

der schon heute beginnt. Und in der Vier-
länderregion beginnt er eben manchmal 
mit einem Pilotprojekt in Friedrichsha-
fen, einem klimaneutralen Neubau in 
Vaduz oder einer grenzüberschreitenden 
Ideenwerkstatt in Romanshorn.

Manche mögen das belächeln. Doch 
der Wandel beginnt nicht in den großen 
Schlagzeilen, sondern in den kleinen Sys-
temen. In vernetzten Gemeinden, in offe-
nen Laboren, in Menschen, die sich trau-
en, neu zu denken – und manchmal so-
gar: anders zu handeln.

Die Zukunft kommt nicht. Sie wächst. 
Und manchmal wächst sie – kaum sicht-
bar – zwischen Apfelbaumreihen, Hoch-
schulcampus und Solardachziegeln. Wer 
also den Innovationsgeist sucht, muss 
nicht zwingend ins Silicon Valley rei-
sen. Ein Raddampfer über den Boden-
see tut’s auch. Nur eben mit Strom aus 
der Region.

ZUKUNFT DREHT SICH 
IM KREIS

Von Markus Rhomberg

Was wäre, wenn Fortschritt nicht schneller, 
sondern sinnvoller wird?

M
AR

K
U

S 
RH

OMBERG geb. 1979 in Bregenz

… ist Geschäftsführer des Wissen-

schaftsverbunds Vierländerregion 

Bodensee, einer internationalen 

Allianz von 25 Universitäten und 

Hochschulen.

Und wenn die Region zu einem europäischen 

Zukunftslabor würde? Wie wäre das als Ausblick?

EU-Kommissionspräsidentin 

Ursula von der Leyen mit 

US-Präsident Donald Trump am 

27.  Juli im schottischen Turnberry: 

Warum solche Versprechen?

Kommission hätte objektiv ein Interesse 
an Deregulierung und Bürokratieabbau, 
um wirtschaftliches Wachstum zu stär-
ken, sodass deutlich höhere Militäraus-
gaben finanzierbar und die Staatsschul-
den tragbar bleiben.

Die Zölle der USA schaffen nun ein 
glaubwürdiges Druckmittel. Die EU lie-
fert einerseits nur vage 
und schwer verbindlich 
überprüfbare Zusagen 
zum Regulierungsabbau, 
aber andererseits klar 
messbare und politisch 
symbolträchtige Verspre-
chen bei Energieimpor-
ten und Investitionen in 
den USA. So sichern sich 
die Amerikaner Flexibi-
lität: Wenn die EU beim 
regulatorischen Ab-
bau Fortschritte erzielt, 
kann Washington groß-
zügig über die absehbare 
Nichterfüllung der Ener-
gieversprechen hinwegsehen. Anderen-
falls kann es hart nachfordern. Der EU 
könnten also bald weitere Zolldrohun-
gen wegen faktischer Nichterfüllung des 
„Deals“ drohen.

Diese Strategie ist auch geopoli-
tisch motiviert. Ein isolierter Zollkon-
flikt zwischen den USA und China hät-
te bloß Handelsumgehungen gefördert. 
Der große „Zollschock“ zwang hin-
gegen nahezu alle US-Handelspartner 

an den Verhandlungstisch. Die EU ver-
spricht nun zudem, keine Trittbrettfah-
rer zu dulden. 

So offenbart sich unter wirtschaftli-
chen und geopolitischen Zwängen eine 
nicht völlig illiberale Logik: Der wirt-
schaftspolitische Druck aus den USA 
zwingt westliche Partner zu mehr Markt-

öffnung durch Deregulie-
rung. Die EU profitiert 
im Gegenzug von bes-
seren Bedingungen im 
transatlantischen Han-
del im Vergleich zu Chi-
na. Funktioniert all das, 
dürfte es den Westen 
letztlich stärken. Es wäre 
dann eine Wiederholung 
von Trumps Erfolg, Eu-
ropa zur Aufrüstung zu 
bewegen.

Dennoch bleibt der 
Freihandel zwischen de-
mokratischen Staaten 
das ökonomisch überle-

gene Prinzip. Angesichts regulatorischer, 
geopolitischer und innenpolitischer Hür-
den könnten jedoch unkonventionelle 
Wege notwendig sein, um ihm näherzu-
kommen. Ob der neue transatlantische 
Deal ein solcher Weg ist, wird sich zei-
gen. Die EU täte jedenfalls gut daran, 
Wirtschaftswachstum weniger zu behin-
dern und den US-Präsidenten als prakti-
schen Vorwand für den überfälligen Bü-
rokratieabbau zu nutzen.


